
Berichts wegen fehlerhafter Gesetzesanwendung aufzu­
heben und der Angeklagte im Wege der Selbstentschei­
dung freizusprechen.

Familienrecht

§§54, 56 FGB; §§ 2, 25 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 23.
Bei der Beiziehung von Tragezeitgutachten ist zu beach­
ten, daß die Gutachtenerstattung voraussetzt, daß über 
den Zeitpunkt der geschlechtlichen Beziehungen und die 
letzte vorgeburtliche Regelblutung der Mutter möglichst 
genaue Angaben vorliegen sollen, um dem Gutachter 
eine gesicherte Grundlage für die Berechnung der Trage­
zeit nach den Reifegradmerkmalen des Kindes zu er­
möglichen. Es ist deshalb erforderlich, alle diesbezüg­
lichen Einzelheiten möglichst frühzeitig umfassend zu 
klären.
OG, Urt. vom 17. April 1973 - 1 ZzF 5/73.

Die Klägerin ist die Mutter des am 27. Februar 1971 
außerhalb einer Ehe geborenen Kindes Mike. Sie hatte 
mit dem Verklagten innerhalb der Empfängniszeit 
(1. Mai bis 30. August 1970) einmal Geschlechtsverkehr, 
der nach ihrer Erinnerung im Juli 1970 stattgefunden 
hat. Als Beginn der letzten vorgeburtlichen Regelblu­
tung gab die Klägerin den 20. Juni 1970 an. Das Kind 
sei zu früh geboren.
Die Klägerin hat beantragt, den Verklagten als Vater 
des Kindes festzustellen und ihn zur Unterhaltsleistung 
zu verurteilen.
Der Verklagte, der Klageabweisung beantragt hat, hat 
vorgetragen, das Kind könne, auch wenn er mit der 
Klägerin einmal im Juli 1970 geschlechtlich verkehrt 
habe, nicht von ihm abstammen. Sie habe zu weiteren 
Männern geschlechtliche Beziehungen unterhalten.
Die Blutgruppengutachten schlossen den Verklagten als 
Vater des Kindes nicht aus. Ein weiterer Mann, zu dem 
die Klägerin geschlechtliche Beziehungen in der Emp­
fängniszeit bestritten hatte, wurde durch Blutgruppen­
gutachten als Vater des Kindes ausgeschlossen. Im 
Tragezeitgutachten wurde dargelegt, daß es nach den 
Reifegradmerkmalen des Kindes sehr unwahrschein­
lich sei, daß die letzte Regelblutung der Klägerin noch 
eine echte Blutung gewesen sei. Eine Zeugung des Kin­
des Anfang Juni sei am wahrscheinlichsten. Eine Zeu­
gung nach dem 20. Juni 1970 sei bei einer Tragezeit von 
243 Tagen sehr unwahrscheinlich. Eine Zeugung am
22. Juli — ein Zeitpunkt, der sich aus der Aussage des 
Zeugen K. ergeben hatte — sei mit einer Tragezeit von 
221 Tagen offenbar unmöglich.
Gestützt auf das Tragezeitgutachten und die Aussage 
des Zeugen K. hat das Kreisgericht die Klage abge­
wiesen, weil der Verklagte als Vater des Kindes aus­
zuschließen sei.
Gegen das Urteil des Kreisgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat sich zwar bemüht, entsprechend 
den Anforderungen des Familiengesetzbuches und der 
Richtlinie Nr. 23 des Plenums des Obersten Gerichts 
über die Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft 
vom 22. März 1967 (GBl. II S. 177; NJ 1967 S. 237) sowie 
der Rechtsprechung des Obersten Gerichts seiner Auf­
klärungspflicht gerecht zu werden. Es hat jedoch nicht 
im gebotenen Maße beachtet, daß die Ergebnisse erho­
bener Beweise in den Verfahren zur Feststellung der 
Vaterschaft auch dahingehend gründlich zu prüfen und 
zu würdigen sind, ob eine weitere Sachaufklärung ge­
boten ist (OG, Urteile vom 25. Januar 1968 — 1 ZzF 
34/67 — NJ 1968 S. 477, und vom 22. Dezember 1970 —
1 ZzF 23/70 —_NJ 1971 S. 251). Hierbei ist sehr sorgsam 
abzuwägen, welche Erkenntnisse und Schlußfolgerungen

sich aus den Aussagen der Zeugen und Parteien in Ver­
bindung mit den beigezogenen Gutachten ergeben. In 
diesem Zusammenhang ist der Beweiswert der einzel­
nen medizinisch-naturwissenschaftlichen Gutachten ge­
wissenhaft zu beachten, wozu die OG-Richtlinie Nr. 23 
im Abschn. A II genaue Hinweise vermittelt.
Nach den bisherigen Feststellungen zum Sachverhalt 
ist unstreitig, daß die Parteien während der gesetz­
lichen Empfängniszeit einmal miteinander geschlechtlich 
verkehrt haben. Geschlechtliche Beziehungen der Klä­
gerin zu einem anderen Mann sind nicht bekannt und 
von ihr während des gesamten Verfahrens in Abrede 
gestellt worden. Der in die Blutgruppenuntersuchung 
einbezogene Mann wurde als Vater des Kindes ausge­
schlossen. Hingegen war die Vaterschaft des Verklagten 
durch die Blutgruppengutachten nicht auszuschließen. 
Das ist insofern beachtlich, als die Blutgruppen­
gutachten nach dem derzeitigen Stand der naturwissen­
schaftlich-medizinischen Forschung für etwa 90 Prozent 
der zu Unrecht als Väter in Anspruch genommenen 
Männer einen Ausschluß ermöglichen.
Bei dieser Sachlage wäre der Verklagte nach dem Ge­
setz (§ 54 Abs. 2 FGB) als Vater des Kindes Mike fest­
zustellen, es sei denn, der Geschlechtsverkehr hätte 
nicht zur Empfängnis geführt oder die Vaterschaft eines 
anderen Mannes wäre wahrscheinlicher. Da geschlecht­
liche Beziehungen der Klägerin zu einem anderen Mann 
während der Empfängniszeit nicht ermittelt werden 
konnten, war es bei dem gegebenen Sachverhalt richtig, 
daß das Kreisgericht geprüft hat, ob Voraussetzungen 
bestehen, die Vaterschaft des Verklagten auszuschließen. 
Im Hinblick auf die Angaben der Klägerin über ihre 
letzte vorgeburtliche Regelblutung, den errechneten 
Geburtstermin und die Reifegradmerkmale des Kindes 
war es zutreffend, ein Tragezeitgutachten einzuholen. 
Bei seiner Beiziehung hatte das Kreisgericht zu oeach- 
ten, daß die Gutachtenerstattung voraussetzt, daß über 
den Zeitpunkt der geschlechtlichen Beziehungen und die 
letzte vorgeburtliche Regelblutung möglichst genaue 
Angaben vorliegen sollen, um dem Gutachter eine ge­
sicherte Grundlage für die Berechnung der Trage­
zeit nach den Reifegradmerkmalen des Kindes zu er­
möglichen (OG-Richtlinie Nr. 23, Abschn. A II Ziff. 7). 
Nach den Erklärungen der Klägerin in der Klageschrift 
hat sie mit dem Verklagten Anfang Juli 1970 an einem 
Mittwoch geschlechtlich verkehrt. Bei ihren Partei­
vernehmungen hat sie bei der ersten allgemein vom 
Juli, bei der zweiten wiederum von Anfang Juli ge­
sprochen. Erfahrungsgemäß können sich gerade bei Zeit­
angaben in der Rückerinnerung Ungenauigkeiten er­
geben. Es wäre deshalb erforderlich gewesen, die Klä­
gerin eingehend zu befragen, welche Anhaltspunkte sie 
dafür hat, daß der Geschlechtsverkehr, wie von ihr 
zweimal bekundet, Anfang Juli stattfand.x Im Zusam­
menhang mit einer genaueren Befragung wäre es mög­
licherweise auch gelungen zu klären, ob sie den ersten 
oder den zweiten Mittwoch im Juli (1. oder 8. Juli 1970) 
meinte. Da die erste Vernehmung der Klägerin etwa ein 
Jahr nach dem Geschlechtsverkehr erfolgte, wären zu 
jener Zeit vielleicht noch genauere Angaben von ihr zu 
erfragen gewesen. Ungeachtet des weiteren Zeitablaufs 
wird das Kreisgericht diese Frage bei der weiteren Sach­
aufklärung nochmals zu erörtern haben, falls die Kläge­
rin irj der Lage sein sollte, sich anhand bestimmter 
Ereignisse oder Umstände näher über den Tag des 
Geschlechtsverkehrs zu erklären.'
Der Verklagte hat vor dem Referat Jugendhilfe mit­
geteilt, daß er im Juli 1970 mit der Klägerin geschlecht­
lich verkehrt hat, ohne daß er sich an einen genaueren 
Zeitpunkt erinnern konnte.
Die einzige auf den Tag bestimmte Zeitangabe wurde 
durch die Aussagen des Zeugen K. vermittelt Er hat


